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Mandanteninfo  April  2014 
 
 
Vorsicht: Neue Rechtsprechung zur 
Wirksamkeit von Betriebsratsbeschlüssen! 
 
 
Der Siebte Senat hält an seiner Rechtsauffassung, ein Beschluss des Betriebs-

rats zu einem nicht in der Tagesordnung aufgeführten Punkt könne auch bei 

einstimmiger Beschlussfassung wirksam nur gefasst werden, wenn alle Be-

triebsratsmitglieder anwesend sind, nicht fest. 

 

 BAG Beschluss vom 

22.01.2014 – 7 AS 6/13 

 
Der 1. und der 7. Senat des BAG sind sich nunmehr darüber einig, wann ein 

Betriebsratsbeschluss ohne oder außerhalb einer Tagesordnung wirksam ist. 

Bis zur Anfrage des 1. Senats vom 09.07.2013 –1 ABR 2/13 (A) – konnte das 

Fehlen einer Tagesordnung bei der Einladung zur Betriebsratssitzung nur ge-

heilt werden, wenn alle ordentlichen Betriebsratsmitglieder auf der Betriebs-

ratssitzung anwesend waren und der nachträglichen Tagesordnung zustimm-

ten. Wurden in einer Betriebsratssitzung bei Fehlen der Tagesordnung Be-

schlüsse gefasst, ohne dass diese Voraussetzungen vorlagen, waren die Be-

schlüsse unwirksam.  

Seit dem 22.01.2014 ist auch der 7. Senat des BAG (Aktenzeichen 7 AS 6/13) 

nunmehr der Auffassung, dass auf einer Betriebsratssitzung trotz fehlender 

Tagesordnung ein wirksamer Beschluss gefasst werden kann, wenn 

 

 alle Betriebsratsmitglieder einschließlich eventuell erforderlicher Er-

satzmitglieder rechtzeitig geladen wurden, 

 der Betriebsrat beschlussfähig im Sinne des § 33 Abs. 2 BetrVG ist, also 

mindestens die Mehrheit der Betriebsratsmitglieder an der Beschlussfas-

sung teilnimmt und 

 die anwesenden Betriebsratsmitglieder einstimmig beschlossen haben, 

über den Regelungsgegenstand des später gefassten Beschlusses zu be-

raten und abzustimmen. 
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Ausdrücklich wird nicht mehr gefordert, dass in der Betriebsratssitzung alle or-

dentlichen Betriebsratsmitglieder anwesend sind. Die oben dargestellten Grundsät-

ze gelten auch für eine Ergänzung der Tagesordnung in der Betriebsratssitzung. 

Diese Rechtsprechungsänderung soll die praktische Betriebsratsarbeit erheblich erleich-

tern. Insbesondere bei personellen Einzelmaßnahmen wie Einstellungen, bei denen dem 

Betriebsrat nach der Unterrichtung nur eine Frist von einer Woche zur Verfügung steht, 

soll auch bei fehlerhafter Einladung ohne Tagesordnung eine wirksame und fristgerechte 

Reaktion möglich sein. Der Schutz des einzelnen Betriebsratsmitgliedes vor dem Zwang, 

Themen behandeln und beschließen zu müssen, mit denen es sich noch nicht ausrei-

chend beschäftigt hat, wird dadurch sicher gestellt, dass der Beschluss, über den bei der 

Einladung noch nicht bekannten Regelungsgegenstand zu beraten und zu beschließen, 

einstimmig sein muss. Ein Betriebsratsmitglied, dass sich nicht ausreichend vorbe-

reitet fühlt, kann seine Zustimmung verweigern mit der Folge, dass ein ordnungs-

gemäßer Beschluss in dieser Sitzung nicht möglich ist. 

 

 
 Fazit 

Sicherlich dient diese neue Rechtsprechung oftmals der Vereinfachung und Sicherung der 

Betriebsratsarbeit auch zugunsten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Wird z.B. 

der Betriebsrat zur betriebsbedingten Kündigung einer Arbeitnehmerin angehört, hat er 

die Möglichkeit, der Kündigung innerhalb einer Frist von einer Woche gem. § 102 Abs. 3 

BetrVG zu widersprechen mit der Konsequenz, dass die Arbeitnehmerin den betriebsver-

fassungsrechtlichen Weiterbeschäftigungsanspruch nach § 102 Abs. 5 BetrVG erwirbt. 

Dies gilt allerdings nur, wenn der Betriebsrat innerhalb der Wochenfrist einen ordnungs-

gemäßen Beschluss gefasst hat. Die Möglichkeit, in einer Betriebsratssitzung Mängel der 

Einladung bei fehlender oder  fehlerhafter Tagesordnung zu heilen, wirkt sich hier für die 

Arbeitnehmerin aus. 

Im Fall, der der Rechtsprechungsänderung zugrunde lag, hat die Entscheidung jedoch für 

die Betriebsräte und Arbeitnehmer auch negative Auswirkungen. Ein Betriebsrat hatte ei-

ner Betriebsvereinbarung zur Torkontrolle zugestimmt, die erhebliche Eingriffe zulasten 

der Beschäftigten ermöglichte. Die Zustimmung zu dieser Betriebsvereinbarung durch al-

le anwesenden Betriebsratsmitglieder des beschlussfähigen Betriebsrates erfolgte auf ei-

ner Klausurtagung, zu der die Betriebsratsmitglieder nicht ordnungsgemäß geladen wor-

den sind. Nach der Neuwahl des Betriebsrates wies dieser darauf hin, dass die Betriebs-

vereinbarung wegen des fehlerhaften Betriebsratsbeschlusses nicht wirksam sei und kün-

digte sie vorsichtshalber. Nach der Rechtsprechungsänderung konnte das BAG feststel-

len, dass die Betriebsvereinbarung wirksam ist und aufgrund §§ 87 Abs. 1 Nr. 1, 77 Abs. 

6 BetrVG Nachwirkung entfaltet, so dass die Beschäftigten weiterhin den Eingriffen auf-

grund der Betriebsvereinbarung ausgesetzt sind, so lange nicht eine andere Betriebsver-

einbarung abgeschlossen wird.  

Betriebsräte werden sich auch darauf einstellen müssen, dass die Arbeitgeber versu-

chen werden, die Rechtsprechungsänderung zu ihren Gunsten zu nutzen, indem sie 

kurzfristig Anliegen in die Betriebsratssitzungen einbringen und dabei die Abwe-

senheiten bestimmter Mitglieder des Gremiums zu nutzen versuchen. 


